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Ente Hilfe rettet Opfer hulenrischer Henker 


(siehe S. 6) 


. bedürftigen wurde systematisch 


Dom 1. zum 2. Reichskongreß der R.H.D. 


Wenn diese Zeilen in Druck gehen, sind 
die gewählten Delegierten der Roten Hilfe 
Deutschlands in Berlin versammelt, um den 
von der Organisation seit dem 1. Reichs- 
kongreß (17.. Mai 1925) zurückgelegten 
Weg zu überschauen und die nächsten Auf- 
gaben abzustecken, 

Durch den 1. Reichskongreß trat die 
im Oktober 1924 gebildete überparteiliche 
Hilfsorganisation zum ersten Male durch 
eine zrößere Tagung in die Oeffentlichkeit. 
Der erste Kongreß bestätigte das von der 
Oktober-Reichskonferenz angenommene 
Statut und legte die Aufgaben der RHD. 
fest. Der weiße Terror und seine Opfer, 
die Justiz und Klassenmoral, Strafaufschub 
und Amnestie, Strafvollzug an politischen 
Gefangenen, politische Flüchtlinge und 


-Asylrecht, die Fürsorge für Fa- 


milien politischer Gefangener 
in Staat und Gemeinden und 
die Aufgaben der Roten Hilfe 
waren die vom 1. Reichskon- 
greß behandelten Probleme. 

Die atgenommenen Resolu- 
tionen bürdeten der noch in 
den Anfängen der Entwicklung 
stehenden Organisationen eine 
Merge Arbeiten auf. Mancher 
der anwesenden Delegierten 
war noch etwas unsicher bei 
der Beantwortung der Frage: 
Wird die iunge Organisation 
verstehen, die zestellten Auf- 
gaben zu erfüllen? Heute kanu 
aber gesagt werden, die RHD. 
hat die gestellten Aufgaben gut 
erfüllt und dadurch das Ver- 
trauen der Arbeiterschaft und 
der zu betreuenden Opfer der 
Klassenjustiz und des weißen 
Terrors gewonnen. 


Die Unterstützung der Hilfs- 


organisiert und die Erfüllung 
der politischen Aufgaben in An- 
geriii genommen. Die kräftigen 
und zum Teil erfolgreichen Ak- 
tionen der RHD. gegen den bar- 
barischen Strafvollzug, bürger- 
liche Klassenjustiz und weißen 
Terror, brachten immer neue 
Mitkämpfer, so daß die Zahl der 
Einzelmitglieder bis Ende 1926 
allmählich auf rund 165000 gestiegen ist, 
und sich bald auf 200000 belaufen wird. 
Die Literatur der Roten Hilfe findet immer 
erößeren Absatz. Die Auflage des „Roten 
Helfer” ist in den. letzten Monaten be- 
reits auf 120000 gestiegen. Das sind Er- 
folge, die jeden Roten Helfer, der an der 
Lösung der Aufgaben und an dem Auf- 
bau der Organisation mitgearbeitet hat, 
mit tieister Befriedigung erfüllen dürfen. 
Aber das bisher Erreichte kann nur ein 
Anfang sein. Aus den 200000 Einzelmit- 


gliedern muß eine Millionen-Armee von 


hilfsbereiten Roten Helfern werden. Die 
politischen Gefangenen müssen noch be- 
ireit und der weiße Terror nach Möglich- 
keit bekämpft werden. Es ist die Aufgabe 
des 2. Reichskongresses, die Voraussetzun- 
gen dafür zu schaffen, 

Eine wichtige Frage, über die der Kon- 
greß zu entscheiden hat, ist die des wei- 
teren Aus- und Aufbaues der Organisation. 
Die bisher bei dem praktischen Aufbau der 
Organisation gemachten Erfahrungen sind 
so groß, und so allgemein, daß den Dele- 
gierten die Entscheidung über diese Frage 
nicht schwer fallen wird. Die Rote Hilfe 
hat ihre Organisation nicht in eine starre 
Form gepreßt. So wird es auch in Zukunft 
sein müssen . Eine elastische Organisa- 
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tionsform, die es erlaubt, alle hilfsbereiten 
Schichten organisatorisch zu erfassen, 
chne besondere organisatorische Er- 
schwerung oder parteimäßige Disziplinie- 
rung ist die gegebene Organisationsbasis 


für die Entwicklung der RH. zur über- 


varteilichen Massenorganisation. 


Die bisher schon bestehenden Mitglie- 
dergruppen in den Wohnbezirken, Betrie- 
ben und Arbeitervereinigungen werden 
auch in Zukunft die Grundlage für die 
Organisation abgeben, wobei die Wohn- 
bezirks- oder Straßengruppen der Roten 
Hilfe ihr besonderes Gepräge geben mis- 
sen. Gleichzeitig damit erwächst aber 
dem Reichskongreß die Aufgabe, alle Rote 
Hilfe-Organisationen zu verpflichten, sich 


Withelm Pieck, 


der erste Vorsitzende der Roten Hilfe Deutschlands 


in Zukunft mit mehr Aufmerksamkeit der 
Gewinnung der  Betriebsarbeiter zu 
widmen. ’ 


Eine wichtige Frage, die der 2. Reichs- 
kongreß ebenfalls behandelt, ist die Ge- 
winnung der sozialdemokratischen Arbeiter 
für das Solidaritätswerk der Roten Hilfe. 
Diese Frage ist nicht nur deshalb wichtig, 
weil mehrere Hunderttausende sozialdemo- 
kratischer Arbeiter in Frage kommen, son- 
dern, weil ein großer Teil der sozialdemo- 
kratischen Arbeiter als Funktionäre in den 
Gewerkschaften, Sport- und Kulturorgani- 
sationen ihren Einfluß a parteilose 
Schichten ausüben, die ebenfalls für die 
Rote Hilfe gewonnen werden’müssen. 


Der Parteivorstand der SPD. verbie- 
tet den Beitritt zur Roten Hilfe und be- 
(droht die sich dem proletarischen Solida- 
ritätswerk Anschließenden mit Ausschluß. 
Bobsin-München und Schreck-Detmold sind 
die ersten Opfer der Politik des Parteivor- 
standes. Wenn sich trotzdem eine nicht 
unbedeutende Anzahl von sozialdemokra- 
tischen Arbeitern der Roten Hilfe ange- 
schlossen hat, so beweist das die Stärke 
des Gedankens der proletarischen Solida- 
rität, dem sich die denkenden sozialdemo- 
kratischen Arbeiter trotz der Drohung 


ihres Parteivorstandes nicht entziehen 
wollen. Ein großer Teil der sozialdemo- 
kratischen Arbeiter ist innerlich schon 


‚ überzeugt von der Notwendigkeit der Ro- 


ten Hilfe. Das ergibt sich auch daraus, 


daß in verschiedenen sozialdemokratischen 


Zeitungen ein Artikel der „Internationalen 
Iniormation“ der II. Internationale nach- 
gedruckt wurde, in dem die Notwendig- 


keit der Schaffung einer Hilisorganisation 


für die Opfer der Klasseniustiz zugegeben 
wird. Es wird aber auch gleichzeitig aus- 


einandergesetzt, daß für die Sozialdemo- ' 


kraten der sogenannte Maiteotti-Fonds an- 
stelle der Roten Hilfe trete. Der 2. Reichs- 
kongreß muß den sozialdemokratischen Ar- 
beitern vor Augen halten, daß trotz aller 
parteipolitischen Meinungsverschiedenhei- 
ten :der Arbeiterschaft auf 
dem Gebiete der proletari- 
schen Solidarität einheitliches 
Vorgehen erreicht werden muß. 
Jeder sozialdemokratische Ar- 
beiter ist für die Rote Hilfe zu 
gewinnen. wenn die Rote Hilie- 
Organisationen überall ver- 
stehen, die einenden Momente 
der Klassensolidarität in den 
Vordergrund zu stellen. Der 
Kongreß wird auch erneut un- 
terstreichen müssen, daß die 
Heranziehung der sozialdemo- 
kratischen Rote Hilfe-Mitglieder 
zu verantwortlichen Funktionen 
notwendig ist, weil dadurch das 
Vertrauen der noch nicht zur 
Roten Hilfe gehörenden sozial- 
demokratischen Arbeiter ge- 
stärkt wird. 


Eine besondere Bedeutung 
kommt der internationalen Be- 
tätizung der RHD. zu. Wenn 
die Rote Hilfe Deutschlands 
auch schon in sehr vielen Fäl- 
len Protest-Aktionen für die 
Öpfer des weißen Terrors in 
den anderen Ländern geführt 
hat, so hat aber bisher 
eine ständige Verbindung 
mit den politischen Gefan- 
genen und ihren Angehörigen 

in‘ den anderen Ländern ge- 
fehlt. Materielle Hilfeleistung ist nur in 
einigen Fällen möglich, gewesen. Die 
RHD, ist heute soweit, daß sie diesem Auf- 
gabengebiet mehr Aufmerksamkeit widmen 
muß. Der Zentralvorstand hat deshalb 
auch die Bezirksorganisationen ange- 
wiesen, Patenschaften über die politischen 
Gefangenen bestimmter Straianstalten in 
Polen, Bulgarien, Rumänien, Estland und 
Lettland zu übernehmen. Die stattge- 
fundeneri Bezirkskonferenzen haben ent- 
sprechende Beschlüsse gefaßt. Der Reichs- 
kongreß wird sie bestätigen und den Be- 
zirken den Auftrag geben, recht enge Ver- 
bindung herzustellen und die materielle 
Hilfeleistung in‘ Angriff zu nehmen. 


Der erste Reichskongreß der Roten 
Hilfe im Jahre 1925 war der Auftakt zur 
organisierten Roten Hilfe. Der 2. Kon- 
greß steht vor der Aufgabe, den bisher 
schon beschrittenen Weg zu den breitesten 
Massen der Werktätigen auszubauen und 
den politischen Gefangenen Amnestie und 
den Opfern des weißen Terrors Hilfe zu 
bringen. Der Kongreß wird das Gehot der 
Stunde zu lösen verstehen, und so eine 
weitere Etappe der Auf- und Vorwärts- 
entwicklung einleiten. 

J. Schlör. 


Dölliger Zusammenbruch der Anklagen 
gegen die Rote Hilfe im Evers-Prozeß. 


Von Felix Halle. 
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Die Bank der Angeklagten und ißre Derteidiger 
{1 Evers, 2 Eggerl, 3 Maurischat, 4 Prenzlow, 5 Kanstmann, 6 Bleimeier, 7 Rechtsanwalt Herzfeld, 8. Recisanwalt Georg Cohn) 


In diesen Zeilen sollen die neuen Verfolgungen geschildert 
werden, welche die Polizei und die Justizbehörden im Jahre 1927, 
insbesondere in den letzten Wochen, gegen die Rote Hilfe Deutsch- 
lands getätigt haben. Voran in der Unterdrückung jeder Roten 
Hilfe-Tätigkeit gehen die Behörden 
des besonders reaktionär regierten 
Freistaates Württemberg. Das 
Polizeipräsidium Stuttgart verbie- 
tet rundweg iede Rote Hilfe-Ver- 
sammlung. Unter Anwendung einer 
neuartigen Rationalisierungsmetho- 
de, die den entscheidenden Beam- 
ten Arbeit erspart, verweist der 
Polizeipräsident in Stuttgart in 
einem Schreiben den Antragsteller, 
den Sekretär der R. H. Gen. 
Schreiner, der um Ausübung eines 
verfassungsmäßigen Rechtes für 
die von ihm vertretene Orga- 
nisation gebeten hat, anstelle einer 
auf den neuen Einzelfall ein- 
gehenden Entscheidung und Be- 
sründung auf die Begründungen 
früherer Verbote, die in der Schrift 
von Felix Halle wiedergegeben 
sind. 

In der letzten Aprilwoche und 
in.der ersten Woche des Mai d. J. 
fand in Leipzig ein Prozeß unter der Bezeichnung: Evers und Ge- 
nossen gegen 6 Berliner Proletarier statt, von denen 5 Funktionäre 
der Arbeiterbewegung zu schweren Gefängnisstrafen verurteilt 

wurden, während gegen den 
einzigen Rote Hilfe - Funktionär 
Prenziow, der mitbeschuldixt 
war, das Verfahren eingestellt 
werden mußte, trotzdem der 
ganze Prozeß nach. der Anklage 
als Verfahren gezen die Rote 
Hilfe Deutschlands angelegt 
worden war. Der Genosse 
Evers wurde — wie die mitan- 
geklagten Genossen — beschul- 
‘digt, flüchtige, von den Straf- 
verfolgungsbehörden gesuchte 
Genossen unterstützt zu haben, 
und zwar durch Auszahlung 
von Unterstützungen, durch Be- 
schaffung von Quartieren, SO- 
_ wie von illegalen Papieren 
zwecks Erlangung von Arbeit. 
Bezeichnend war, daß sich die 


im wesentlichen auf die Aus- 
sage eines vielfach und schwer 
vorbestraften Unterstützungs- 
schwindlers namens Jehle stütz- 
ten. Dieser Kronzeuge blieb 
aber der Hauptverhandlung 
wohlweislich fern. Nach An- 
zabe der Polizei war er unauf- 
findbar. Der bekannte Unter- 


Landgerichtsdirektor 
Voigt als Zeuge 


en SITE N 
Vorsitzender Reichsgerichtsrat Lorenz 


belastenden Angaben der Akten . 


suchungsrichter des Staatsgerichtshofes zum Schutze der Republik 
und des Reichsgerichts, seinerzeit der nächste Kollege des Herrn 
Jürgens, Landgerichtsdirektor Vogt. erklärte, daß Jehle bezüg- 
lich seiner Angaben über politische Organisationen als ein durch- 
aus glaubwürdiger Zeuge anzu- 
sehen sei. Dem gegenüber lautete 
das Zeugnis des Kriminalkommis- 
sars Hoifmann-Köln, der den Jehle- 
zuerst vernommen hatte, dahin, 
daß Jehle für eine sehr zweifelhafte 
Persönlichkeit angesehen werden 
müsse, Jehle habe versucht, die 
Zentrumspartei zu prellen. Der 
‚Kriminalkommissar Hoffmann 
mußte sodann als Zeuge auch zu- 
geben, daß Jehle für seine — offen- 
sichtlich falschen — Beschuldigun- 
gen gegen die Rote Hilfe von der 
Polizei Geldbeträge als Belohmung 
gefordert, zugesagt und später tat- 
sächlich auch erhalten hatte, 


Indem außer den Uhnter- 
suchungsrichtern eine Anzahl Po- 
lizeibeamten als Belastungszeugen 
auftraten, die aber nicht aus eize- 
ner Wahrnehmung Bekundungen 
machten, sondern nur vortrugen, 
was sie von Vertrauensleuten über 
die Tätigkeit der Angeklagten, über die Kommunistische Partei 
und über die R.H.D. gehört hatten, wurde der Grundsatz: der Un- 
mittelbarkeit der Beweisaufnahme im Strafprozeß auf das 
schwerste verletzt. 
Denn die Beamten — 
von der Verteidigung 
über die Person, Na- 
men und Aufenthalt 
ihrer Gewährsmänner 
befrast — erklärten 
regelmäßig, daß sie 
die Namen im Staats- 
interesse geheim hal- 


ten müßten. Auf diese 

Art war es unmöglich, 

die Behauptungen der 

Agenten auf ihre Rich- . 
tiskeit zu kontrollie- : 
ren. — 


Der Reichsanwalt 
hatte Zuchthausstrafe 
gegen den Angeklag- 
ten Evers gefordert. 
Das Gericht verhängte 
langjährige Gefängnisstrafte. Diese Strafen wirken auf die 
Arbeiterschaft wn so erbitterter, als bei einwandfrei erwiesenen 
Paßfälschungen zu Gunsten von Angehörigen rechtsradikaler 
nz ernstliche Bestrafungen überhaupt nicht stattgefunden 
haben. 

Faßt man das Ergebnis des Prozesses Evers und Genossen 
zusammen, so sind die Behörden mit ihrem Versuch, das Hilfswerk 
der Roten Hilfe zu kompromitieren, völlig gescheitert. 


m 


Reichsanwalt Flögel 
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 Genoösse Wingering frei! 
Nach sechs Jahren Zuchthaus entlassen. 


Nach sechsjähriger Zuchthausstrafe, die er in den Zuchthäusern Görlitz, Groß- 
Strehlitz und Brieg verbrachte, wurde im März 1927 Genosse Wingering begnadigt. 
Wegen Sprengstoffattentats, das er im Kabelwerk Oberspree begangen haben soll, 
war er zu 10% Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Eine kleine Oelkanne, die 
bei dem Genossen Wingering gefunden wurde, ermöglichte es den Klassen- 
richtern, ihn zu dieser unerhörten Zuchthausstrafe zu verurteilen. 

Alle Zuchthausschikanen haben den Rebellengeist Wingerings nicht brechen 
können. Die Leser des „Roten Helfer‘ kennen den Genossen Wingering aus 
zahlreichen Holzschnitten, die gelegentlich im „Roten Helfer“ veröffentlicht 
wurden. Nach seiner Entlassung und zu seiner Entlassung beglückwünschen wir 
den Genossen Wingering und hoffen, daß er mit den Roten Helfern gemeinsam 
gegen die Barbarei deutschen Strafvollzuges und für die Befreiung der noch in 
den Kerkern der Deutschen Republik schmachtenden politischen Gefangenen 
kämpfen wird. 


Stahlhelmjustiz spricht die Mörder des 


Reichsbannermannes Erdmann frei! 
Zum Vobies- Prozeß. 


Kein Urteil der nachrevolutionären Zeit ist wohl so geeignet, die Empörung 
der Arbeiterschaft zu wecken, wie das Urteil im Prozeß gegen die Stahlhelm- 
leute Vobies und überfallenen Arbeiter in Düsseldorf, das nach dreiwöchentlicher 
Verhandlung das erweiterte Schöffengericht in Düsseldorf am 3. Mai fällte. Selbst- 
verständlich wurden die angegriifenen Arbeiter, die sich in berechtigter Notwehr 

gegen den beispiellosen 
Stahlhelmüberfall vertei- 
digt hatten, bestraft. Dem 
unerhörten Urteil lag folgender Tatbestand zu Grunde. 


Der Stallmeister Erdmann des allgemeinen Konsum-Vereins, der auf 
Schmerzensschreie eines Jugendlichen zu Hilfe eilte und als Führer des 
Reichsbanners bekannt war und erkannt wurde, ist von hinten durch drei 
Messerstiche von Stahlheimern niedergestochen worden und erlag eine 
Stunde danach seinen Verletzungen. Frauen wurden bedroht und mit Re- 
volvern ins Gesicht geschlagen. Hierbei taten sich besonders die bereits 
mehrfach vorbestraften Brüder Josef und Christian Vobies hervor. Viele 
Mißhandlungen und Brutalitäten, die die Stahlhelmer verübt, wurden in 
diesem dreiwöchentlichen Prozeß nicht aufgeklärt. 

Das Urteil zeigte, daß das Vertrauen des Stahlhelmmannes Bieder zur 
deutschen Justiz begründet war. Denn die Stahlhelmleute wurden mit ge- 
ringen Gefängnisstrafen bedacht, der Mord an dem Reichsbannerarbeiter 
Erdmann wurde nicht gesühnt. Dagegen erhielten die überfallenen Ar- 
Bellen die sich in Notwehr verteidigt hatten, noch Gefängnisstrafen 
obendrein. 


Mit aller Deutlichkeit zeigt gerade dieser Prozeß den Proletariern in 
allen Teilen des Reiches, daß sie sich gegen diesen Mordterror der Stahl- 
helmbanditen zur Wehr setzen, daß sie sich in einheitlicher Klassenfront 


at De - _ 2 en - 
D PM" rain, De 


Karl E. Wingering 


„Revolte“, Gefängnisarbeit des Genossen 
Wingering 


daß sie an den Vorfällen nicht beteiligt seien und daß 
der Reichsbannermann Tappert ganz zu Anfang 
überfallen worden sei. Aber aus dieser Erklärung der 
Reichsbannerführer in Düsseldorf geht unzweideutig her- 
vor, daß Reichsbannerarbeiter überfallen wurden. Die 
Stahlhelmer fragen gar nicht danach, ob Sozialdemokrat 
oder Kommunist, sie schlagen jeden klassenbewußten 
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von links nach rechts: Zöllner (freigesprochen), Neunkirchen (5 Monate Ge- 


füngnis), Meurer (freigesprochen), Pfei, Monate Gefängnis), Bappert 
(freigesprochen), 7 Fri Monat en ‚ Graw Gefänguis), 
Anstütz (3 Monat Gefängnis), Ungeheuer (freigesprochen). 


zur Abwehr einen müssen. 
Die Rote Hilfe tat alles, um den proletarischen Angeklagten Rechts- 
schutz zu gewähren. Die Reichsbannerführer erklärten jedoch öffentlich. 
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Arbeiter nieder, der es wagt, sich ihrem Terror nicht 
willenlos zu fügen. Aus diesen Tatsachen müssen die 
parteilosen und sozialdemokratischen Arbeiter die Lehre 
und die Konsequenzen ziehen, die nur dahin gehen kön- 
nen, sich in einer einheitlichen und geschlossenen Front, 
dem drohenden Faschismus entgegenzustellen, um Stahl- 
heilmbanditismus und Stahlhelmjustiz niederzuringen. 


Der Zuchthausmord an den Gen.E/fer 


Wie ein Blitz aus heiteretm Himmel erreichte uns die Nach- 
richt, daß Genosse Heinrich Esser am Freitag, den 22. April 1927 
verstorben ist, Der Tod dieses mit langjährigen Zuchthausstrafen 
bedachternn Genossen ist unter sehr eigenartigen Umständen er- 
folgt, so daß das größte Mißtrauen mit Recht angebracht ist. Noch 


Geno/fe E/fer auf dem Totenbett 


wenige Tax vor seinem Tode war Esser ein kerngesunder Mann. 
Am 8. 4. teilte Genosse Esser mit, daß er sich in der Universitäts- 
klinik zu Münster befinde, daß er operiert werden solle und daß er 
den Besuch eines Genossen wlinsche. Trotzdem Genosse Strobl, 
der Sekretär der RH. in Düsseldorf, sich sofort nach Münster be- 
gab, konnte er den Genossen Esser nicht sprechen, da er gerade 
operiert worden sein und sich noch in der Narkose befinden sollte. 
Ausdrücklich wurde dem Genossen Strobl erklärt; daß keine 
lebensgefährliche Operation vorgenommen worden sei, daß Esser 
in spätestens 10 Tagen wieder gesund sein werde. Angeblich soll 
an dem Genossen Esser eine Hämorrhoiden-Operation vorgenom- 
men worden sein . Wie die später vorgenommene Sektion jedoch 
ergeben hat, hat Genosse Esser an einer ausgedehnten dop- 
pelseitigen Lungenembolie gelitten, die, so sagt der Gefäng- 
nisärztliche Gericht, plötzlich aufgetreten sein soll. Der 
Tod des Genossen Esser nach einer so harmlosen Operation 
ist so eigenartig, daß die genauen Umstände des Todes 
noch durch eine eingehende Untersuchung nachgeprüft wer- 
den müssen. Wenn auch die Hämorrhoiden-Öperation vor 
dem Genossen Esser selbst gewünscht wurde, so hätte der 
Arzt u. E. nach die Entscheidung darüber zu fällen gehabt, 
ob der Genosse Esser iiberhaupt noch die Kräfte besitzt, um 
selbt eine harmlose Operation auszuhalten. Leichtiertig 
scheint uns hier mit dem Leben eines politischen Gefange- 
nen, handelt es sich doch um einen proletarischen Kämpier, 
umgegangen zu sein. 

Mit dem 36ijährigen Genossen Esser ist trotz seiner Ju- 
gend ein Revolutionär vom deutschen Strafvollzug zu Tode 
gehetzt worden, wie wir ihn nur selten besitzen. 29 Jahre 
und 8 Monate Gefängnis- und Zuchthausstrafen sind dem 
Genossen Esser zudiktiert worden. Zweidrittet seines Le- 
bens hat Genosse Esser hinter Kerkermauern verbracht. 

Wofür saß Genosse Esser im Zuchthaus? Genosse 
Esser ist im Jahre 1916 wegen illegaler antimilitaristischer 
Tätigkeit vom Heere desertiert. Vom Kriegsgericht des 
8. Armeekorps wurde er am 3. Juli 1917 wegen Fahnen- 
flucht, versuchten Landesverrats usw. zu 6% Jahren Ge- 
fängnis verurteilt. Wegen Beteiligung an einer Hunger- 
demonstration gegen den Krieg erhielt er am 3. August 1918 
2% Jahre Gefängnis. Das Klassengericht versuchte, ihn zum 
kriminellen Verbrecher zu stempein. Am 14. März 1918 
wurde Esser vom Kriegsgericht wegen Meuterei, versuch- 
ten Hochverrats, Verbreitung von umstürzlerischen Schrif- 
ten zu 11 Jahren Zuchthaus verurteilt. Zweieinhalb Jahre 
Zuchthaus wurden ihm dann am 16. August erneut wegen 
Landfriedensbruches zudiktiert. Geschickt hat es die Klas- 
senjustiz dabei verstanden, die politischen Verbrechen des 
Genossen Esser dadurch zu kriminellen zu stempeln, daß 
sie die Beteiligung an Hungerdemonstrationen während des 
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Krieges als organisierten Bandendiebstahl auslegte.e Von keiner 
Amnestie betroffen, wurden alle Strafen des Genossen zu einer 
Gesamtzuchthausstrafe zusammengelegt, die am 29. April 1930 ver- 
büßt sein sollte. Beschämend ist es, daß zwar ein Jürgens durch 
die Amtiestie sozialdemokratischer Volksbeauitragten amnestiert 
wurde, daß aber Heinrich Esser, der Kämpier gegen imperlalitsi- 
schen Krieg, wegen antimilitaristischer und antimonarchisti- 
scher Propaganda ins Zuchthaus geworfen wurde, 

Wer war Heinrich Esser? 

Davon legt ein Brief Zeugnis ab, den Esser an die Be- 
zirkskonferenz in Düsseldorf gerichtet hat. Wie ein Ver- 
mächtnis klingen die Worte des toten Kämpfers. 

„Der proletarischen Bewegung der Roten Hllte noch 
Fernstehenden möchte ich als geiangener Mensch eines 
Systems, das ich immer bekämpft habe und atich immer 
bekämpfen werde, bis der Tod die Augen schließt, 
zurufen: ‚Wacht auf, schließt die Reihen enger‘! 

Esser hat dieses Gelöbnis gehalten! Die Rote Hilte- 
Genossen des Bezirks’ Niederrhein haben auf ihrer Bezirks- 
konferenz am Sonntag den 24. April, deren stummer toter 
Gast Heinrich Esser war, das Gelöbnis abgelegt, seinen 
Kampf fortzusetzen, ihm nachzueifern und nie zu erlahmert. 

In einer sehr ernsten und würdigen Trauerkundgebung 
nahmen die Düsseldorfer Arbeiter von dem mörderischem 
Strafvollzug im Zuchthaus Münster zum Opfer gefallenen 
Genossen Heinrich Esser Abschied. Auf der Bühne stand, 
bedeckt mit roten Fahnen, der Sarg mit dem’ toten Ge- 
nossen. Eine Ehrenfahnenwache des Roten Frontkämpfer- 
bundes erwies dem Genossen Esser die letzte Ehre. Ge- 
nosse Strobl, der der Fürsorge des Genossen Esser int 
Namen der Roten Hilfe war, schilderte sehr eingehend die 
Umstände seines Äblebens und ermahnte, den Kampf gegen 
den Mörder Klassenjustiz mit verstärkter Energie zu führen. 

Als im Herbst 1925 der Minister Hoefle unter so eigen- 
artigen Umständen im Untersuchungsgefängnis Moabit ver- 
starb, da ging eine Welle der Empörung über derartige Mißstände 
durch die demokratischen, republikanischen Blätter. Esser war 
kein Minister, sondern ein Klassenkämpfer mit einer langjährigen 
Zuchthausehrenliste. Die republikanischen Blätter empören sich 
nicht über seinen Tod. Für uns Rote Helfer aber muß der Mord 
an Heinrich Esser eine stete Mahnung sein, Sühne für seinen Tod, 
mit allem Nachdruck Untersuchung zu fordern, die Schuldigen 
festgestellt, die Mißstände beseitigt, damit weitere Morde verhin- 
dert werden. Der Tod des Genossen Esser zeigt wiederum mit 
aller Deutlichkeit, daB proletarische Klassenkämpfer, die in die 
Maschinerie des republikanischen Strafvollzugs geraten, erdrückt, 
gepeinigt und zu Tode gefoltert werden. Der Kampf gegen diesen 
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Trauerfeier für den Geno/fen E/fer 


Mörder-Strafvollzug zu führen, werden gemeinsam mit den Düsseldorfer 
Genossen alle Roten Helfer im ganzen Reich bereit sein. 
fangenen Klassenkämpfer schmachten in den Kerkerhöhlen der deutschen 
Republik und schweben, das zeigt der Fall Esser, ständig in der Ge- 
fahr, daß ihre Freiheitsstrafe mit Todesstrafe endet. 

Kampf um die Freilassung der politischen Gefangenen, Amnestie, 
das ist’s, woran uns der Tod Heinrich Essers gemahnt. Diesen Kampf zu 
führen, werden wir, wie Heintich Esser, führen bis unser Ziel erreicht ist. 


Unsere ge- 
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Macbtf der Terrorjusfiz 
in Bulgarien ein Ende 


Deufsche Rechtsanwälte werden ausgewiesen 


Am 29. Maid. Js! finden in Bulgarien die Parlamentswahlen nach 3% Jahren 
blutiger Herrschaft der Regierungen Zankoff-General Walkoff-Liaptscheffi statt. 
Das bulgarische Volk soll zur Urne gehen, um „seinen politischen Willen zum 
Ausdruck zu bringen." Die Wirklichkeit sieht aber ganz anders aus, 

Der Auftakt zur Wahlkomödie, .die sich Ende Mai abspielen wird, bildete 
die Anpassung des Wahlgesetzes an die Wahlbedürfnisse der Regierung, und 
zwar So, daß sich diese die Möglichkeit schafft, eine beträchtliche Stimmenzahl 
aus den Reihen der Arbeiter- und Bauernoppositon „auf gesetzlichem Wege“ 
als ungültig zu erklären. 

Ministerpräsident Liaptscheff, der Parteixetiösse und Fortsetzer der Politik 
des Massenschlächters Zankoff, greift aber auch noch zu anderen Mitteln, um 
die Arbeiteropposition lahmzulegen. Er zieht mitten im Wahlkampf politische 
Massenprozesse gegen Arbeiter und Jugendliche auf, die den Zweck haben, 
unter Hinweis auf die „bolschewistische Gefahr‘ die von ihm befohlenen 
faschistischen Ausschreitungen der beamteten Henker und der illegalen, sogen. 
„unverantwortlichen“ Schergen aus den „patriotisch-nationalen“ Organisationen 
Kubrat und Rodna Saschita zu rechtfertigen. 

Am 3. d. Ms. standen vor dem Kreisgericht irn Sofia melirere Angeklagte, 
darunter der Redakteur der unabhängigen Arbeiterzeltung „Nowini“, Theodor 
Pawlofi, der Gewerkschafter Assen Bojadschieif und der Buchhändler Petko 
Napetoff. Die Anklage, die sich auf Grund des berüchtigten Gesetzes zum 
Schutze des Staates aufbaut, ist kläglich zusammengebrochen, Sogar von dem 
von der Regierung bestellten Gericht könnten die entsandten Spitzel nicht be- 
weisen, daß sich die Angeklagten der terroristischen Tätigkeit schuldig gemacht 
haben. Trotzdem wurde Pawloff zu 12% Jahren Kerker verurteilt. Alle An- 
geklagten haben im Verlauf der Gerichtsverhandlung ihre Zugehörigkeit zur 


Kommunistischen Par- 
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„Schäume Maritza‘‘ en ausgespro 


Als der Prozeß 
vom 3. d. M. vor dem Abschluß stand, wurden die Rechtsanwälte Dr. Rosen- 
feld, M. d. R., aus Berlin und’Dr. Oswald Richter aus Wien auf Befehl der bul- 
garischen Regierung in Sofia, wo sie den Gerichtsverhandlungen beiwohnen 
wollten, verhaftet, von Grund aus untersucht und aus Sofia kurzerhand ausge- 
wiesen. Warum. so fragt man sich? 

Weil die bulgarische faschistische Justiz es nicht zulassen will, daß das 
Ausland von den grausigen Foltern, denen die Angeklagten im Laufe der volle 
10 Monate andauernden „Untersuchungshaft“‘ ausgesetzt waren, Kenntnis 
nimmt; weil Todor Pawloff, z. B. bis zur Unkenntlichkeit verstümmelt, vor 
seinen Richtern erschienen war; weil das Ausland von einer Welle der Ent- 
rüstung ergriffen worden wäre, wenn zwei bekannte Europäer, durch das Aus- 
sehen und die Anklagereden der kommunistischen Märtyrer belehrt, die ver- 
brecherischen Praktiken 
der bulgarischen Faschi- 
sten ans Licht gebracht 
hätten. 

Man sieht: die Metho- 
den Liaptscheifs sind die 
des Bluthundes Zankoff. 
Der Schrecken war die 
erste und ist die letzte 
Zuflucht des bulgarischen 
Faschismus, der sonst 
keine Massen hinter sich 
hat. Den Willet der 
rebeilierenden Arbeiter, 
Bauern und der links- 
gerichtetert Intelligenz 
durch das Gespenst der 
Folterungen und Ermor- 
dungen zu paralysieren, 
das ist auch während 
der bereits begonnenen 
Weahlpropaganda seine 
einzige Hoffnung. Die 
bulgarische oppositionelle 
Presse bringt jeden Tag 
Nachrichten aus afen 
Teilen des Landes über 
die viehischen Ausschrei- 
tungen der Rexierunzs- 
anhänger. 

Diesen Wahlen kommt 
eines besonders hohe 
politische Bedeutung zu: 
Denn die Schreckens- 
herrschaft der offiziellen 


| Dr. Kurt Rosenfeld 


und inoffiziellen Regierungsbanden setzen die arbeitenden Massen in den 


Städten und auf dem - Lande entschieden ihre_ minimalen Forderungen 
entgegen: 
Abschafiung der Ausnahmegesetze und vor allem des Gesetzes zum Schutze 


des Staates, volle Amnestie für alle politischen Fingekerkerten und Emigranten, 
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Jungkommunisten stehen am 16. Mai 
vor dem Kriegsgericht 


Zulassung einer breiten Hilisaktion Äfür die 
Kinder, Frauen und Eltern der 25000 Er- 
mordeten, Einstellung der politischen Prozesse, 


Arbeiter- und 
jaschisti- 


Schluß mit der Verfolgung der 
Bauernorganisationen, Beseitigung des 
schen Regimes im Lande. 


Zu unserem Bild auf der Titelseite 
12 bulgarischen Kindern, deren Väter und z. T. 
auch Mütter von den Folterknechten Zankoffs und 
Liaptscheffs viehisch ermordet wurden, schuf die in- 
ternationale proletarische Solidarität eine neue Hei- 
mat. Vom August 1926 bis Ende April 1927 weilten 
die Kinder unter sorgender Pflege im Kinderheim 
„Mopr“ der RHD. in Elgersburg. Jetzt belinden sie 
sich in der Sowiet-Union, dem proletarischen Vater- 
land. Unser Bild zeigt 3 der bulgarischen Kinder, die 
bereits im Kerker waren. Der kleine Saschko, in der 
Mitte, wurde im Gefängnis geboren, mit seiner Mutter 
und seinen beiden Schwestern verbrachte er 1% Jahre 
im Kerker; er ist heute 2% Jahre, die beiden andern 

Kinder sind 9 und 6 Jahre alt. 


ne ee 


| 


VEIT ee TE ee ET et 
} 


| „Bier am Fuße des Scbafolfs möchte ich der 
Menschheif sagen — —” 
(Aus den letzten Reden Saccos und Vanzettis). 


Am 9. April 1927 wurden Sacco und Vanzetti, die im Jahre ich der unterdrückten Klasse angehöre, darum stehe ich hier vor 
1921 des Mordes schuldig gesprochen und deren Wiederauf- Ihnen. Sie sind der Unterdrücker, Richter Thayer, und Sie wissen 
nahme-Anträge sämtlich abgelehnt worden waren, vom Rich- es. Sie kennen mein ganzes Leben. Sie wissen, warum ich hier 
ter Webster Thayer zum Tode auf dem elektrischen Stuhle stehe. Sie wissen, warum Sie mich zum Tode verurteilen. (Zum 
verurteilt. Mit tonloser Stimme verkündete der Richter: Zuschauerraum gewendet): Ich danke Euch allen, Euch, meinen 

„Sie werden verurteilt, die Todesstrafe durch den elektri- Genossen, die Ihr sieben Jahre für mich und Vanzetti eingetreten 
schen Strom zu erleiden innerhalb der Woche, beginnend am seid. Ich sage nochmals: Der Richter Thayer kennt mein ganzes 
Sonntag, den 10. Juli im Jahre des Herrn Eintausendneun- Leben und er weiß, daß ich nicht schuldig bin, niemals schuldig 


hundertsiebenundzwanzig. Dies ist das Urteil des Gesetzes." war, nicht gestern, nicht heute und nicht in der Zukunit.“ 
me sg, - gi; m Bartolomeo Vanzetti: „Ich erkläre, daß ich 
> 2 = m unschuldig bin. Ich habe in meinem ganzen Le- 
ö 2 ir ben niemals gestohlen, niemals getötet, niemals 


Blut vergossen. Das ist es, was ich hier sagen 
möchte. Aber das ist nicht alles. Ich habe nicht 
nur gegen die’ Verbrechen, die vom offiziellen 
Gesetz und von der offiziellen Moral verurteilt 
werden, gekämpft, sondern auch gegen. iens,. 
die vom Gesetz und von der Kirche geheiligt 
werden: Die Ausbeutung und Unterdrückung 
des Menschen durch den Menschen. Und wenn 
es einen Grund gibt, mich hier als Schuldigen 
zu verurteilen, dann ist es dieser Grund und 
kein anderer. 

Es sind jetzt sieben Jahre, die wir im Ge- 
fänenis verbracht haben. Was wir während 
dieser sieben Jahre zelitten haben, kann keine 
menschliche Zunge schildern und doch stelie 
ich hier_vor Ihnen, nicht zitternd, nicht er- 

‚ rötend oder erblassend, nicht beschämt oder 
furchtsam. 
Eugene Debs hat einmal gesagt, daß nicht 
einmal ein Hund, der Hühner getötet hat, von 
einem amerikanischen Geschworenengericht 
schuldig gesprochen werden könnte auf Grund 
der Beweise, die man gegen uns vorgebracht 
hat. Es kann auf der ganzen Welt keinen be- 
fangeneren und grausameren Richter geben, als 
Sie, Richter Thayer. Man hat uns schwer vor- 
geworfen, daß wir Gegner des Krieges waren. 
Wir sind überzeugt, daß der Krieg ein Unrecht 
war und glauben dies heute nach zehn Jahren 
noch viel fester als damals, denn jetzt erst 
sehen wir alle Folgen und Wirkungen des Krie- 
ges. Hier am Fuße des Schafotts möchte Ich. 
der Menschheit sagen: „Alles, was man Euch 
versprach, war eine Lüge, eine Illusion, ein Be- 
trug, ein Verbrechen. Sie versprachen Euch 
Freiheit. Wo ist die Freiheit? Sie versprachen 
Euch Wohlstand. Wo ist der Wohlstand? Sie 
versprachen Euch Erhebung. Wo ist die Er- 
hebung? Wo ist das Gute, das der Krieg der 
Welt gebracht hat? Wo ist der geistige Fort- 
s i ‘ i _ er IM schritt, den wir seit dem Kriege errungen 
Beta”. jr" RE SEEN TEISEERENN 9, haben? Wo ist die Achtung vor dem mensch- 

ET : er, gr lichen Leben? Niemals vor dem Kriege hat es 
in. = in so viele Verbrechen, so viel Korruption, so 
Eee 1 viel Entartung gegeben. wie heute, — — — — 


Rn Dies möchte ich sagen. Ich Baal keinem 

? unde das wünschen, was ich für Dinge er- 

Vanzetti () und Sacco (2), die beiden Unschuldigen, Ielden uubi En denen ich wi SEE Bin: 

R Ba Br e a er meine Ueberzeugung ist, daB ic ür 

wurden am 9. April 1927 aneinandergefesselt in ihr letztes Gefängnis  Tinge litt, deren ich SOllr schaldteähir, Ich 

zuräckgebracht. habe gelitten, weil ich ein Revolutionär bin, und 

ich bin in der Tat ein Revolutionär. Aber 

Bis zum letzten Augenblick standen die beiden furchtbar ich bin so felsenfest von meinem Rechte überzeugt, daß Sie mich 

gequälten revolutionären Arbeiter erhobenen Hauptes vor dem zweimal hinrichten könnten, und wenn ich zweimal neugeboren 

Klassengericht und wurden in ihren Reden zu Anklägern dieser werden könnte, so würde ich doch genau dasselbe tun, was Ich 

Gesellschaftsordnung, die unschuldige Arbeiter sieben Jahre lang zetan habe.‘ 

in Todesspannung hält, weil sie die Arbeiterschaft in Gewerk- 

schaften organisierten, weil sie als Streikführer und Agitatoren 
ihrer Klasse dienten. 

Wir geben hier die wesentlichen Teile ihrer Reden wieder: 

Nicola Saceo: „Ich bin kein Redner und beherrsche die eng- 
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Achtung Postbezieher! 


lische Sprache nur schlecht, darum will ich es meinem Genossen Der „Rote Helfer“ ist in die Postzeitungsliste ein- 
Vanzetti überlassen, ausführlich zu sprechen. Aber ich möchte getragen und kann bei jeder Postanstalt zum Vierteljahrs- 
hier sagen, daß ich niemals in der Geschichte von etwas Grau- preise von 30 Pfennigen bezogen werden. Postbezug 
samerem gehört habe, als diesem Gericht. Nach sieben Jahren sichert regelmäßige Zustellung des „Roten Heliers“ am 


der Verfolgung werden wir wieder schuldig erklärt. Ich weiß, Monatsersten. Man abonniere den „R. H.“ ab 1. 7. 1927. 
daß sich hier zwei Klassen gegenüberstehen, und daB es immer 
zwischen diesen beiden Klassen Zusammenstöße geben wird. Weil 
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Die Foltermethoden 


der Stahlhelmjustiz in preußischen Kerkern 


Aus der Rede des Genossen Gustav Menzel zum preußischen Justiz- Etat 


Bei der Beratung des Etats der preußi- 
schen Justiz hielt Genosse Gustav Menzel, 
Mitglied des Zentralvorstandes der RHD., 
am 6. 5. eine Rede, in der er die von der 
preußischen Stahlhelmjustiz durchgeführte 
Straivollzugsreiorm einer eingehenden 
Kritik unterzox und das Märchen von 
ihrer „Humanität“ restlos zerstörte. Das 
Material, daß der Genosse Menzel vortrug, 
enthält hundertfache Beweise dafür, daß in 
vielen Gefängnissen die proletarischen 
politischen Gefangenen wahren Höllen- 
qualen unterworfen werden, 

Beim Abschluß der Beratungen des 
Justizetats war selbst aus den Reden 
bürgerlicher Abgeordneter zu entneh- 
men, wie stark die Kritik des Genossen 
Menzel an dem Strafvollzug gewirkt 
hat. Für das Justiz-Ministerium erklärte 
Ministerialdirektor Haße, daß die von 
dem Abgeordneten Menzel angeführten - 
Fälle einer sorgfältigen Nachprüfung 
unterzogen werden würden, da er nicht 
in der Lage sei, sofort auf sie einzu- 
gehen. 

Wir veröffentlichen im Folgenden 
die Teile aus der Rede des Genossen 
Menzel, die sich mit dem Strafvollzug 
beschäftigen, dem der Genosse Margies 
unterworfen ist und die das Werk der 
Roten Hilfe schildern: 

„Ein Folterknecht im wahren Sinne 
des Wortes ist der Direktor Stickrodt, 
der das Untersuchungsgefängnis in 
Bochum leitet und dort unseren Par- 
teigenossen Margies nach Strich und 
Faden piesackt. \ 

Alle gefangenen Genossen sagten 
ferner übereinstimmend aus, daß sie im 
Gefängnis zu Bochum von Wanzen fast 
aufgefressen worden sind. Nach vielen 
Beschwerden des Genossen Margies 
wurde endlich seine Zelle ausgeräuchert. 
Doch da an Schwefel gespart wurde, 
überdauerten die Wanzen die Aus- 
räucheräucherung. Der Leidtragende 
war lediglich Genosse Margies selbst. 
Nach der Ausschwefelung wurde er so- 
iort wieder in die Zelle gebracht und 
hatte dort mehrere Tage unter der Wir- 
kung der in der Zelle verbliebenen schwei- 
ligen Dämpfe aufs schwerste zu leiden. 


Alle 14 Tage soll der Gefangene im Cie- 
fänsnis ein Bad bekommen. Aber das ist 
in Bochum nicht möglich, weil die Was- 
serleitung oder das Bad lange Zeit kaputt 
war und auch nicht repariert wurde. Der 


Genosse Märgies bekam alle sieben Tage. 
einen halben Liter Wasser aus der Gefäng- 


nisküche, damit er sich reinigen solle. Als 
er seine Frau beauftragte, ihm doch jede 
Woche eine große Thertmosflasche mit 
zwei Liter warmem Wasser zu brinzen, 
lehnte dies der Direktor Stickrodt ab. 
Ebenso war es mit der Wäsche bestellt. 
In ‘der schikanösesten Weise wird Ge- 
nosse M. auch in bezug auf Aushändigung 
&üer Literatur behandelt. Die einzige Zei- 
tung, die er lesen darf, das sozialdemokra- 
tische „Bochumer Volksblatt“, erhält er 
zerschnitten. Sogar ein amerikanischer 
Roman wurde ihm regelmäßig aus der Zei- 
tung herausgeschnitten. Nicht eine Stunde 
ließ St. dem Genossen Margies Zeit, um 
sich auf den Verhandlungstermin vorzube- 
reiten. Er mußte von früh bis abends ar- 
beiten. Als Genosse Margies Stickrodt 
darauf aufmerksam machte, daß er even- 


. tuell vor einem Todesurteil stehe und ihn 


bat, ihn einen Tag zur Vorbereitung auf 
die Verhandlung freizulassen, erhielt er die 
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Antwort: Sie sind Sjraigefangener und 
müssen arbeiten, sonst bekommen Sie 
Arrest.“ Selbst am Tage der Verhandlung 
wurde ihm die Nägelstanzmaschine in die 
Zelle gestellt, obwohl er schon um 339 Uhr 
morgens täglich zur Verhandlung antreten 
mußte. Nach zehntägiger Verhanndlung 
wurde die Beweisaufnahme geschlossen 
und der Anklageviertreter verlangte einen 
Tag Pause, ım sich auf seinen Antrag vor- 
zubereiten. Genosse Margies glaubte, 


ebenfalls einen Tag verlangen zu können, 
um sich zu seiner Verteidigungsrede vor- 


Äm 23, 6..d. Js. wird unser durch seine 
Tätigkeit für die politischen Gefangenen 
weit über den Rahmen unserer Organi- 
Sation hinaus bekannte Genosse Gustav 
Menzel 60 Jahre alt. In sicherem In- 
stinkt für die Fähigkeiten unseres alten 
Kämpen übertrug kurz nach der Revolution 
die mitteldeutsche Arbeiterschaft ihm ein 
Mandat zum Preußischen Landtage, damit 
er den von der Klasenjustiz im Kampf 
um (die Befreiung der Arbeiter aus dem 
kapitalistischen Joch verfolgen und in: die 
Zuchthäuser und Gefängnisse zeworfenen 
Proletariern und Proletarierinnen ein Helfer 
in schwerer Not und ihren Angehörigen 
ein Berater in ihrer Verlassenheit sein 
möge. Dieses Amt übt Genosse Menzel, 
der „Zuchthausonkel der politischen Ge- 
fangenen“, bis heute trotz ungünstigen 
Gesundheitszustandes in treuer Pflicht- 
erfülunz aus. 


Möge er uns und der Arbeiterschaft 
noch: recht lange erhalten bleiben, Die 


Organisation drückt ihm zugleich namens 


ihrer Mitglieder wärmste Glückwünsche zu 
seinem Geburtstage aus. 


ZZ mm 
bereiten zu können, Zehn Tage von irüh 


bis abends spät verhandelt, keinen Tag 
bekam er Mittagessen, weil durchverhan- 


delt wurde. Nach der Verhandlung mußte 
er ins Bett, wurde eingeschlossen und 
mußte die Kleider abgeben. Das war im 
Januar. Keinen Augenblick hatte Genosse 
Margies Zeit, um die Ergebnisse der Be- 
weisaufnahme zu prüfen und zu sichten. 
Kaum hatte er die Zelle betreten, als auch 
schon der Folterknecht Stickrodt den 
Hauptwachmeister zu ihm schickte. mit 
der Drohung, wenn er die Arbeit ver- 
weigere, käme er unbedingt in verschäriten 
Arrest. 


Diese Drohung leistete sich der Folter- 


knecht, trotzdem er wußte, daß Ge- 
nosse Margies mit dem Antrage des 
Staatsanwalts auf Todesstrafe rechnen 
mußte! Das war zuviel für die Nerven 
des hraven Parteigenossen Margies. 
Nun hatte ihn der Folterknecht Stick- 
rodt soweit, daß seine Nerven zu- 
“ sammenbrachen und er die Zelle kurz 
und klein schlug.“ — — — — 

„Von einer Entlassungsfürsorge kann 
überhaupt nicht gesprochen werden. 
Für diesen Zweck sind nur 300000 M. 
im Etat eingesetzt. Die Angehörigen 
der Gefangenen bleiben der Fürsorge 
der Gemeinden überlassen. Und diese. 
„Fürsorge“ ist traurig genug. In Ost- 
preußen erhält eine Ehefrau eines Ge- 
fangenen für sich, ihre Kinder und die 
Großmuter 8 M. monatlich. 

Die Arbeiterschaft hat in der Roten 
Hilfe ein großzügiges Solidaritätswerk 
geschaffen, um die schlimmste Not der 
politischen proletarischen Gefangenen, 
ihrer Angehörigen und Kinder zu lin- 
dern. Sie vollbringt das Werk, das 
eigentlich die christliche Gesellschaft 
vollbringen müßte, wenn sie christlich 
handeln wollte. Das tut sie nicht, dafür 
aber wird die Rote e von der 
kapitalistischen Gesellschait und ihrer 
Klassenjustiz bekämpt und verfolgt. 

Was die Rote Hilfe vollbringt. dafür 
einige Zahlen, Im Jahre 1925, als die 
Schnellfeuerjustiz auf die Arbeiterschaft 
herumtrommelte, hat die Rote Hilfe 
1415 786 M. für die politischen Gelan- 

genen zusammengebracht und ausgegeben. 
Der Justizminister hat die Amnestie mit 
der Begründung verweigert, daß in den 
preußischen Gefängnissen nur 81 politische 
Gefangene vorhanden seien. Von der 
Klassenjustiz wird selbstverständlich die 
Ueberzeugunstäterschaft in der kleinlich- 
sten Weise gehandhabt. Höchstens dem 

rerurteilten Revolutionäre 


zehnten Teil der a 
wird die politis Ueberzeugungstäter- 
schaft zugesprochen. Daß die Zahl der 
politischen Gefangenen viel größer ist, als 
das Justizministerium angibt, geht schon 
aus der Tatsache hervor, daß die Rote Hilfe 
im Monat Januar 61 531,95 M. an Unter- 
stützıngen für. die Familien der Gefangenen 
und für Rechtsschutz ausgegeben hat. 

Die in der Roten Hilfe zusammen- 
geschlossene Arbeiterschait Jäßt ihre Fa- 
milien nicht Im Stich. Mögen Sie mit Ihrer 
Nadelstichpolitik. mag die Polizei und die 
Klassenjustiz die Rote Hilfe und ihre Vor- 
standsmitglieder noch so rigoros veriolgen, 
die Arbeiterschaft wird ihr Solidarifäts- 
werk in der Roten Hilfe fortsetzen. All 
Ihr Haß gegen die Arbeiterklasse, all das 
Wüten der Polizei und der Stahlheimiustiz 
gegen das klassenbewußte Proletariat wird 
die Solidarität der Gesamtarbeiterschaft 
nur stärken. Die Rote Hilfe bleibt be- 
stehen trotzdem und alledem!“ 


Provokateure und Spifzel am Pranger! 


Es ist seit langem das Bestreben der 
bürgerlichen Klasseniustiz, die Örganisa- 
tion der Roten Hilfe zu schädigen, ihr in 
ihrem Bestreben, den Angehörigen politi- 
scher Gefangener zu helfen, Schwierigkei- 
ten zu bereiten, ja sogar nach Gründen zu 


(1) Bayer, Richard, Stuttgart 
(2) Schmidt, Willy, Stuttgart 


sucheti, die ein Verbot der Organisation 
rechtiertigen könnten. Zur Erreichung 
dieses Ziejes ist der Bourgeoisie kein Mittel 
unsauber genug. 

In dem Anfang Mai 1927 durchgeführten 
Prozeß gegen mehrere. Kommunisten 
(Evers und Gen.), die wegen angeblicher 
Unterstützung proletarisch - politischer 
Flüchtlinge vor Gericht standen. — ein 
Prozeß, von dem die Staatsanwaltschait 
billige Argumente für ein Vorgehen gegen 
die R.H. erhoffte, — stützte sich die An- 
klage fast ausschließlich auf Aussagen von 
Provokateuren. Denunzianten und Hoch- 
staplern. 

Hauptrolle spielte der bekannte — inter- 
essanterweise während des Prozesses 
selbst unauffinddare — Hochstapler 
Jehle, mit dem sich der „Rote Helfer“ 
vom Februar 1927 bereits ausführlich 
befaßte. Jehle, Karl, auch Gehle, 
Beck, Henry, Berndt und de Berı- 
"hard, der niemals der proletarischen Be- 
wegung nahestand, hatte es durch seine 
raffiniertenn Tricks verstanden, viele Ar- 
beiter zu täuschen. Seine Schuftiskeit 
wurde sogar vom bürgerlichen Gericht an- 
erkannt 

Außer Jehle/Geck spielten im Prozeß 
geren Evers zwei Stuttgarter Polizei- 
spitzel eine Rolle: Richard Bayer und 
Wili Schmidt, Beiden, die im Dienste 
der berüchtigten Leitung der Stuttgarter 
Politischen Polizei stehen, war es vor Jah- 
ren gelungen. K.P.D.- und R.H.-Mitglied zu 
werden. Sie wurden bereits im .Januar 


traten seitdem in allen großen Prozessen 


gegen revolutionäre Arbeiter als „Be- 
lastungszeugen“ der Staatsanwaltschaft 
auf. 


Daß es den Jehle, Bayer und Schmidt 
gelingen konnte, Arbeiter in die Hände der 


(3) Kuhlmann, Alex, alias 
Lind, genannt Cüllmann 


(4) Kucheinskt, Ignatz 


1926 in Berlitı einwandfrei entlarvt und 
Klassenjustiz zu liefern, muß allen Mitglie- 
dert der R.H. und allen Arbeitern erneute 
Mahnung zu Vorsicht und Mißtrauen ge- 
zenüber Unbekannten sein. 


E3 


In verschiedenen nord- und westdeut- 
schen Bezirken treibt sich seit einigen Mo- 
naten ein Mann herum, der sich als poli- 
tischer Flüchtling ausgibt und die Organi- 
sationen der R.H.D. und der K.P.D. zu 
brandschatzen sucht. Während er an- 
fangs nur als Unterstützungsschwindler 
erschien, dem es durch geschicktes Auf- 
treten gelang, auch R.H.-Funktionäre zu 
täuschen, lagen zuletzt gute Arhaltspunkte 
dafür vor, daß er als bewußter Provoka- 
teur im Dieriste der Beurgeoisie steht: 


Kuhlmann, Alex, genannt Cüll- 
mann, hielt sich im Herbst 1926 in Bar- 
men, Düsseldorf und Bremen auf. Hier 
durch eigene Schuld verhaftet, lehnte er 
Verteidigung durch die R.H. ab. Plötzlich 
erschien er Ende Januar. 1927 beim Z.K. 
der R.H. in Berlin, erzählte Märchen von 
einer Verhandlung in Bremen mit anschlie- 
Bender Flucht aus dem Polizeipräsidium 
und verlangte, daß man ihm helfe. — Ins 
Verhör genommen, verwickelte Cüllmann 
sich bald in Widerspüche. Selbstverständ- 
lich wurde er abgewiesen. -- Wie recht 
die Berliner Genossen hatten, als sie ihn 
im Provokateurverdacht hatten, bewies 
sein Auftreten in Hannover 8 Tage später. 
Unter Berufung auf führende Funktionäre 
der R.H. und K.P.D. siellte er sich als 


ersuchte sogar um Einführung in einen 
„illegalen“ Apparat der K.P.D. — Jetzt 
konnte an der Rolle des C. kein Zweifel 
mehr bestehen. Und wenn man gesehen 
hat, wie im Eversprozeß seitens der 
Staatsanwaltschaft alles versucht wurde, 


„Lind“ vor, verlangte Unterstützung, — 
eine schwere Belastung der R.H. zu kon- 
struieren, kann man vielleicht ahnen, wer 
ein Interesse an den Provokationsver- 
suchen des Cüllmann gegen führende R.H.- 
Genossen hatte. 

Mit weiterem Auftreten ist zu rechnen. 
— Nach kurzem Aufenthalt in Barmen war 
er zuletzt wieder in Bremen, Bei Auf- 
tauchen muß unter allen Umständen eine 
Schädigung der Organisation durch C. ver- 
mieden werden. Um sofortige Meldung, 
auch über evtl. neue Provokationsmetho- 
den, wird dringend gebeten. Cüllmann 
reist auch mit Frau und Kind. 

Seine Beschreibung: etwa 35 Jahre alt, 
1.65—1,70 m, schmächtig, dunkelblond, 
hblasse Farbe, verlebte Gesichtszüge. 

= 

Ein übler Denunziant und Betrüger ist 
der Schlosser Ignaz Kuicheinski, geb. 
1. 8. 1899 in Wuhla. Im Ruhrgebiet unter- 
schlug er 1924 Organisationsgelder. Als er 
1925/26 in Berlin wegen krimineller Ver- 
gehen in Konflikt mit der Polizei kam, de- 
nunzierte er Dortmunder Genossen wegen 
Waffenbesitzes und suchte mit seinen Ein- 
bruchsdiebstählen die K.P.D. zu belasten. 
Alle seine wiederholten Versuche, in prole- 
tarische Organisationen einzudringen, 
schlugen fehl. 

Mit seinem Auftreten ist zu rechnen. 

Seine Beschreibung: 28 Jahre alt, ziem- 
lich kräftig, blond. 
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Ehen ea * 


Das Zentralorgan der Sozialdemokratischen 
Partei der Schweiz, die „Berner Tagewadit“, 
/dried u. a.: 

„Die Rote Filfe ist eine [döne Sade. 
J Sie kann unendlich wertvolle Dienjfe 


‘Kampfes dient. 


feiffeh, wenn sie, ivie sie Befauptet, 
der Fürforge und Unterffützurg der 
Opfer des proletarifdden Befreiungs- 
Dieser schönen JIbee 
wegen Baben wir die Rote Ailfe nie 
[dfeditweg als kommuniflifche Partei- 
organisation aßgeian, und dürfte sie 
— aud wenn sie es wäre — no 
nicht verdammt werden“. 


Don der Arbeit in der Schweiz 
ED. die proletarischen Parteien, sondern auch die Gewerkschaften und die 
c Aacl Genossenschaften mit der Vernichtung bedroht: 


in Erkenntnis der Notwendigkeit, daß schon die ersten faschistischen 
Versuche durch eine entschiedene und einheitliche prole- 


Es gibt immer wiede: 
neue Organisationen, 
die sich mit der 
Roten Hilfe und 
ihrer Aufgaben 
befassen. So- 


eereene Aözerese 


tarische Gegenaktion im Keime erstickt werden 
müssen, 

begrüßt der Verbandstag des V.H.T.L. die 
bisherige Tätigkeit der antifaschistischen Ko- 


\ stellung und Autfga- 
\ ‚ben-Erfüllung nach 
- gar keine Parte‘- 


NE Institution d. = ’ 
1 er | | 


mitees und entserdet einen Vertreter in das zentrale schweizerische 


antifaschistische Komitee. 


fl. In Anerkennung der Gemeinsamkeit der Interessen 
Jer Proletarier aller Länder, in Anerkennung der Pflicht. 
Jie proletarischen 
ihre Angehörigen zu unterstützen, begrüßt der Verbands- 
tz des VH.T.L. die Tätigkeit der Internatiotialen Roten Hilfe und fordert 


Opfer der revolutionären Kämpfe und 


alle Sektionen auf, die Rote Hilfe moralisch, wie materiell zu unter- 


stützen.“ 


won in 

rer 

-/ Sammel- AR Sicherlich wird es um diesen Antrag eine rege Diskussion geben, 
vie i aber wir können ja nur wünschen, daß überall die RH. diskutiert wird, 

denn ein klassenbewußter Arbeiter wird bei nureinigermaßen objektiver 

OÖ Benzin niemals gegen die RH. sein können. 


u\ | Hılfstätig- 


ey " ar ww keit über- . Mai wurde in den vergangenen Jahren propagandistisch aus- 
tische ef "* parteilich cewertet. An den Demonstratiosumzügen wurden unsere Inschriften, 
und par- a Na ? sein muB. Plakate und Parolen mitgetragen, Referenten sprachen über weißen 


teilose Ar-- | I 
beiter stellen \4 N; 
in ihren Ver- N. 
einen Anträge 
die R.H. zu unter- i 
stützen oder ihr [# 
als Kollektivmit- \% 
Be beizutreten. \- 
ei diesen Gele- 
genheiten äußert 
sich dann die S. P.- 
Presse und versucht 
immer wieder unser \% 
Hilfs- und Solidaritäts- ' 
werk als eine kommunis- 
tische Institution hinzustellen. 
DenBeweis dafür anzutreten, 
gelingt ihnen nicht und so 
bleiben ihre Argumente meist 
ohne Erfolg. Es wird den 
Arbeitern immer klarer, daß 
die R.H. ihrer ganzen Ein- 


Erfreulich ist, 
 / daßamkommen- 
den Kongress des 
ı Verbandes der 
‘ \Handels«, Trans- | 
2 Iport- und Lebens- 
# /mittelarbeiter Hy 


4 Sprache kommt, D 

‚größte Sektion des Ver- 
@) bandes, die Sektion Ba- . 
sel hat folgenden Antrag 
eingereicht: 

1. In Erwägung der durch 
die Erfahrungen i in Bulgarien, 
Italien, Ungarn, Litauen und 
‚anderen Ländern erhärteten 
Tatsache, daß der Faschis- 


mus der erbitterste und re- 


aktionärste Gegner der Ar- 
beiterklasse ist und nicht nnr 


/ Frage der R.H 
ebenfalls nur. / 
e 


‚kratische 


Terror, Faschismus, Klassenjustiz und IRH. Der Rote Helfer. Broschüren 
und ein besonderes RH.-Maiabzeichen sind kolportiert worden. 


In Lichtensteig (St. Gal- 
len) konnte eine neue Sek- 
tion gebildet werden. In 


Zürich wurden an der 


Versammlung, inder 
Ei Delegierten 
zum zwei- 


FE tert Welt- 
konferenz 
der I.R.H. 


Berichf 


erstatteteil, 23 neue par- 


teilose und sozialdemo- 
Mitglieder gewonnen. 


Perbreite!f 
überall den 


„ROTEN HELFER" 


Aoreehile 


&cden 


Arbeiter als 


In der Sowiet-Union findet man in jedem Betrieb, in jedem Club „MOPR“-Ecken, 
mit Wandzeitungen und Pärolen. Wir in Westeuropa können dies ir gleichem Maße 
noch nicht tun, weil die Unternehmer solche Ecken in ihren Betrieben nicht dulden und 
Clubs und ähnliche Institutionen uns noch fehlen. 

Wir können aber Wandzeitungen der Roter Hilfe machen und Kiga dann in den 
Versammlungen aller Arbeiterörganisationen ausstellen oder können in den ständigen 
Sitzungs- und Versammlungslokalitäten der Arbeiterschaft solche Ecken schaffen. 

Machen wir einmal einen Versuch. Trostel, 
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ein 24 


Die sensationelle Broschüre enthaltend den 


-Polizeibericht über Kinderheime der Roten Hilfe, 


Preis 1.— M, Orgauisationsausgabe nur 30 Pf. 


Zuchthaustragödie 


„ ebenslängli L 


Un ’ AR an 
N ul 
n Be 


von Alfred 


-\ 


erzog 


4. Bid: Der Beamte verliest den auf Amnestie hoffenden Gefangenen den Erlaß 
der „Voiksbeauftragten“ 1918/19 „daß die gleichen Bedingungen wie bisher gültig 
sind und alles in Haft bleibt!“ 


Im Freistaat Sachsen ist eine Sammlung für die R. H. 
Kinderheime genehmigt worden 


Die Mitglieder des Kuratoriums für die 
Kinderheime der Roten Hilfe richteten an 
das Sächsische Arbeits- und Wohlfahrts- 
Ministerium einen Antrag auf Genehmigung 
einer Sammlung für die Kinder der politi- 
schen Gefangenen. Sie erhielten vom 
Sächsischen Arbeits- und Wohlfahrts-Mini- 
sterium folgenden Bescheid: 


Sächsisches Arbeits- und 
Wohlfahrts - Ministerium 
Dresden-N 6, den 6. 4. 27 


Düppelstr. 1. 
Geschäitszeichen: W L 14 II B/7/1927. 
und Wonl- 


Das Sächsische Arbeits- 
fahrts-Ministerium genehmigt, unter Vor- 
behalt des jederzeitigen Widerruis, daß das 

uratorium für die Kinderheime der Roten 
Hilfe zugunsten seiner Kinderheime in EI- 
gersburg in Thüringen und in Worpswede 
bei Bremen eine Geldsammlung im Gebiete 
des Freistaates Sachsen durch Veröffent- 
lichung von Aufrufen in den sächsischen 
Tageszeitungen und durch Versendung von 
Werbeschreiben bis zum 30. Juni 1927 ver- 
anstaltet. Die Abhaltung eines allgemei- 
nen Sammeltages oder einer Wochen- 
sammlung kann dem Kuratorium für die 
Kinderheime der Roten Hilfe nicht nach- 


gelassen werden, da derartige Veranstal- 
tungen für das Gebiet des Freistaates 
Sachsen planmäßig für das laufende Jahr 
genehmigt werden. Die entsprechenden 
Gesuche waren bis Ende 1926 hier einzu- 
reichen. 

Ueber das Ergebnis der Sammlung in 
Sachsen sieht das Sächsische Arbeits- und 
Wohlfahrtsministerium einem Abrech- 
nungsbericht des Kuratoriums bis zu 
30. 8. 1927 entgegen. : 

Für den Minister: 
I. A.: zez. Dr. Maier. 
Ausgefertigt: 


Jetzt also an die Arbeit! 


Wie der Bescheid des Ministeritims be- 
sagt, darf die genehmigte Sammlung durch 
Aufrufe in den Tageszeitungen und durch 
Versendung von Werbeschreiben veran- 
staltet werden. Durch Rundschreiben müs- 
sen die Privatleute, die Geschäftswelt, die 
Gemeinden und alle Arbeiterorganisationen 
aufzefordert werden, sich durch Spenden 
an der Sammlung zu beteiligen. Für öffent- 
liche Versammlungen zur Unterstützung 
der Sammelkampagne hat sich das Mitglied 
des Kuratoriums, Frau Meta Kraus-Fessel, 
Regierungsrat i.W,, zur Verfügung gestellt. 


nen 
Max Hoelz über „Die Einheit“ 


„Die. Einheit“ ist ein ganz vorzüglicher 
Wegbereiter für die gemeinsame Aktion 
aller Werktätigen. Sie muß ihr Eintlußge- 
biet unbedingt mehr ausdehnen und wenn 
irgend möglich, wöchentlich erscheinen, 

Auf jeden Fall war die Herausgabe die- 
ser periodischen Druckschrift durchaus not- 
wendig. Sie war bestimmt (und hat er- 
reicht) eine fühlbare Lücke auszufüllen. Wir 
Arbeiter wollen dafür sorgen, daß „Die Ein- 
heit“ der Sammelpunkt wird für alle Kräfte, 


die sich die Zusammenschweißung der ar- 
beitenden Masse zum Ziele setzen. 
Max Hoelz. 

Diese Worte von Max Hoelz sind eine 
Mahnung an Dich, sofort „Die Einheit“ zu 
bestellen. „Die Einheit“ erscheint I14tägig 
und kostet im Vierteljahr M. 1,10. Sie ist 
bei allen Literaturstellen zu haben. Sie kann 
bei jeder Postanstalt bestellt werden und ist 
direkt vom Verlag „Die Einheit“, Berlin 
S 14, Alexandrinenstr. 62, zu beziehen. 


Die Zuchthaus- 
erlebnisse Rechtsan- 
walts Dr. Karl Hauw’s 


haben Alfred Herzog ver- 
anlaßf, in einem Theater- 
stück das furchtbare Zucht- 
hausleben zu schildern. 
Bei allen Schwächen, die 
das Buch noch enthält, 
rütteltesdoch die Menschen 
auf. In den verschiedenen 
größeren und mittleren 
Städten, in die Herzog mit 
seiner Schauspielerfruppe 
kommt, sollten die Arbeiter 
sich das Stück ansehen. 


Ihre Vermittlung erfolgt über den Bezirks- 
vorstand Leipzig, Turnerstr, 5, vom Zen- 
jtralsekretariat aus. Für das nächste Jahr 
ist der RHD. in Sachsen die Genehmigung 
einer Öffentlichen Sammlung in Aussicht 
gestellt. Aber auch die diesmalige noch 
eingeengte Sammlung muß von allen Roten 
Helfern mit größter Aktivität, Ausdauer und 
Arbeitsfreudigkeit durchgeführt werden. 


MOPR:-VERLAG/BERLIN 


Unter diesem Titel ist der Jahresbericht der 

Roten Hilfe für 1926 soeben erschienen und 

zum Preise von 25 Pfennig bei allen 
Literafur-Obleuten erhältlich, 
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Bd „Se rer 


Die 3. Bezirkskonferenz der R. H. D. Berlin - Brandenburg 


Nach neunmonatlicher Tätigkeit, seit 
der 2. Bezirkskonferenz, die am 24./26 Juli 
1926 stattfand, wurde die 3. Bezirkskohfe- 
‚renz am 24, April 1927 in Berlin einberufen. 
Zur Erledigung standen als Hauptpunkte 
die Berichte des Bezirksvorstandes, ein 
Referat des Vorsitzenden der RHD., Ge- 
nossen Wilhelm Pieck, über die politische 
Lage und den Kampf der RHD. gegen inter- 
nationalen Terror und die Klassenjustiz, 
sowie Erledigung der Anträge und die Neit- 
wahl des Bezirksvorstandes und die Wahl 
15Delegierter zum Il,Reichskongreß.derRHD. 

An der Konferenz nahmen 247 gewählte 
Delegierte teil, von denen 216 Vertreter 


Sachwerte. Insgesamt wurde in den 9 Mo- 
naten der Berichtstieriode, vom 1. Juli 26 
bis 31. März 1927 166 240,57 M. eingenorfti- 
men. Ein Jahr früher, vom 1. Juli 1925 bis 
31. März 1926 wurden 106 842,82 M. eirige- 
nommen, so daß sich ein mehr von 
59 397,75M. ergibt. An den Zentralvorstand 
konnten für Rechtsschutz, Kinderheime 
usw. 86 897,55 M., also über 50 Prozent der 
Gesamteinnahmen und mehr als: das Vier- 
fache in der Zeit des vorherigen Jahres 
(20 100,— M.) abgefühlt werden. 

Der Bezirk hat schon seit 2 Jahren die 
Patenschaft über das rumänische Gefäng- 
nis Kischinew übernommen. Die Bezirks- 


während der Tagung wurden mehrere Be- 
grüßungsansprachen gehalten. Ein Vertre- 
ter der politischen Geiangenen aus Cott- 
bus übergab dem Bezirk ein in der Straf- 
anstalt angefertigtes Bild mit dem Spruch: 
„Die proletarische Solidarität, die RHD., 
wird unsere Ketten sprengen!“ Es spra- 
chen dann ein Vertreter des Bezirks. Was- 
serkante, Vertreter der KPD. der USP., 
der oppositionellen SPD.-Arbeiter, des 
RFB, RFMB., des Internationalen Bundes 
der Opfer des Krieges und der Arbeit, so- 
wie ein Vertreter der RH. Amerikas, eine 
Genossin der RH. Polens und der 
Lehrer der 13 bulgarischen Kinder, die 


Bezirkskonferenz der R. H. Berlin - Brandenburg - Lausitz, 24. 4. 1927 


der Einzelmitglieder und 31 Vertreter der 
Korporativmitgliedschafiten waren. Von 
den 247 Delegierten waren 42 Frauen. In 
ihrer Parteizugehörigkeit gzliederten sie 
sich in 141 KPD., 3 SPD., 1 Anarchist und 
103 Parteilosen. Zum gedruckt vorliegen- 
den Bericht des Bezirksvorstandes, sowie 
zum Referat des Genossen Pieck fand eine 
sehr eingehende Diskussion statt, atı der 
sich 26 Redner beteiligten. Die Tätigkeit 
des Bezirksvorstandes wurde allgemein als 
richtig und gut befunden und der aufge- 
zeigte Weg unserer zukünftigen Arbeit 
fand völlige Zustimmung. 

In der Berichtsperiode stieg die Zahl 
der Ortsgruppen von 97 auf 115, die der 
Einzelmitglieder von 23571 auf 31 385. Zehn 
neue Korporativymitglieder wurden neuge- 
wonnen. Die jetzt vorhandenen Einzelmit- 
glieder setzen sich aus 12219 KPD., 194 
SPD. 18868 Parteilosen und 104 Bürger- 
lichen zusammen. Die durchgeführte Weih- 
nachtssammlung brachte ein Ergebnis von 
45 895,34 M. bar Geld und für ca. 70-000 M. 
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konferenz beschloB jetzt die Patenschaft 
noch über die Gefängnisse Doftana, Galatz, 
Shilana, Wakarescki, Sibiu und Brasow zu 
übernehmen. Dieser Beschluß wurde mit 
großer Begeisterung von allen Delegierten 
und Gästen aufgenommen. 

Unter den angenommen Anträgen ist 
besonders hervorzuheben der Entwurf zum 
Orgahisationsaufbau der RHD. Der Orga- 
nisationsaufbau soll demnach so vor sich 
gehen, daß innerhalb eines Wohnortes, 
also einer Ortsgruppe, die Einzelmitglieder 
in den Betrieben und Straßen (Wohnungen) 
zu Betriebs- und Straßengruppen zusam- 
mengefaßt werden, wo sie auch zu kassie- 
ren sind. Die Betriebs- und Straßengrup- 
pen, sowie die zum Wohnort gehörenden 
Korporativmitglieder und die in den prole- 
tarischen Vereinen zu bildenden Arbeits- 
gruppen bilden die Ortsgruppen und unter- 
stehen in allen Fragen dem ÖOrtsvorstand. 
Dieser Entwurf wurde mit 242 gegen 5 
Stimmen angenommen, 

Bei der Eröffnung der Konferenz und 


nach #ijährigem Aufenthalt im Kinderheim - 


„Mopr“ in Elgersburg, auf der Durchreise 
nach ihrer neuen Heimat, SowjetrußBland, 
die Bezirkskonferenz besuchten. Die An- 
sprachen sowie auch die Begrüßungs- 
schreiben der Kinder des RH.-Kinderheims. 
Barkenhoff und der Exekutive der IRH. in 
Moskau wurden mit großem Beifall aufge- 
nommen. 

Die Wahl des Bezirksvorstandes, der 
Revisions-Kommission und der Delegier- 
ten, sowie die Annahme der Resolutionen 
und vom Arbeiterausschuß befürworteten 
Anträge eriolgten-fast durchweg einstim- 
mig oder gegen 3 bis 7 Stimmen. 


$ 


Die 3. Bezirkskonferenz hat zezeigt, 
daß der Bezirk Berlin-Brandenburg in 
organisatorischer und was noch wichtiger 
ist, auch in politischer Beziehung gewaltige 
Fortschritte gemacht hat und ihm auch in 
der Zukunft eine weitere gute Entwicklung 
bevorsteht. 


m. un ie ai 


bür ungrue Fre - Alfa 


Berlin-Brandenburg. Zwsl Groß-Berliner Funk- 
tionärversammlungen' der RH. Berlin-Brandenburgs, 
die durchschnittlich von je 300 Funktionären besucht 
waren, behandelten eingehend die. Fragen der Or- 
ganisationsarbeit zur Bezirkskönferenz, welche am 
24, April in Berlin siatifand.. Die Mehrheit der 
Funktionäre entschied sich für die Richtlinien des 
Bezirksvorstandes Berlin-Brandenburgs zur Orga- 
nisationsirage. Für die Ortsgrunnen der Provinz 
kann das Gleiche berichtet werden, 

Zur Freilassung der italienischen Arbeiter 
Sacco und Vanzetti, welche in Amerika bersits 
seit 7 Jahren vor dem Tod durch den elektrischen 
Stuhl stehen, ist von der Bezirkskonferenz ein 
längeres, energisches Protest-Telegramm an die 
Amerikanische Botschaft in Berlin, sowie an die 
Amerikanische Regierung abgesandt worden, 
Gleichfalls wurden aus allen. Ortsgruppen, sowie 
von zahlreichen Belegschaften der Betriebe Pro- 
testresolutionen und Telegramme zur Freilassung 
der beiden revolutionären Arbeiter abxesandt, um 
durch den Massenprotest die Amerikanische Re- 
gierung zur Rücknahme des im Juli in Kraft tre- 
tenden Urteils zu zwingen. 

. Durch die Schandurteile der Klassenjustiz und 
die Führung der Kampagnen xezen den weißen 
Terror ist es uns gelungen, einen großen Teil der 
bis jetzt der Organisation Fernstehenden für die 
Rote Hilfe zu interessieren und wir können daher 
auch zahlenmäßig auf eine erfreuliche Mitglieder- 
zunahme im Monat April zurückblicken. 


Thüringen. Der März stand für die Rote 
Hilfe im Zeichen der Kampagnen und Veranstal- 
tungen. Es war der aktivste Monat. 

Dem Bezirk Thüringen war die Schauspielerin 
Frau Ilse Berend-Goa, Kassc!, für Kunstabende von 
Ortsgruppen empfohlen worden. Ihre Dirbietungen 
auf literarischem Gebiete wären glänzend. Selbst 
die Rezitationen der schwierigen chinesischen Ge- 
dichte von vor mehr als 3000 Jahren waren sehr 
gut verständlich vorgetragen. Die Abende selbst 
waren allerdings schwach besucht. Es wag mit 
daran gelegen haben, daß es kurz vor Ostern war 
und die Jugendweihen in dieselbe Woche fielen. 
Der Hauptgrund ist jedoch der. daß innerhalb der 
Arbeiterschaft recht wenig Interesse für revolutio- 
näre Kunst vorhanden ist. während die Kiuos über- 
füllt sind. In der Abhaltung von solchen Kunst- 
abenden muß noch sehr viel aufklärende Vorarbeit 
geleistet werden, um diese sich für die Rote Hilfe 
dienstbar zu machen. 

Die Verwaltung des Kinderheims hatte an fast 
alle Gemeinden den Antrag gestellt, Mittel für das 
Kinderheim Elgersburg zu bewilligen. Dabei ist 
in. vielen Orten in öffentlichen Sitzungen der Ge- 
meindeverwaltungen über Zweck und Ziel der RH. 
und ihre Kinderheime gesprochen worden. Aller- 
dings haben auch eine Reihe Gemeinden es abge- 
lehnt, Mittel zu bewilligen. Damit wird manchem 
Zuhörer in den Sitzungen das Klassengesicht des 
heutigen Staates gezeigt worden sein. Trotzdem 
muß in jedem Ort von den Vertretern der Arbeiter- 
schaft verlangt werden, daß auch die Kinderheime 
der Roten Hilfe unterstützt werden. Wo dies noch 
nicht geschehen ist, müssen unsere Mitglieder ver- 
langen, daß dazu Stellung genommen wird. 


Niedersachsen. Die Versammlungstätigkeit im 
Monat April war nicht besonders. Außer einigen 
Lichtbildervorträgen fanden fast gar keine Ver- 
sammlungen statt. Gerade die Ostertage hätten 
ausgenützt werden müssen. um für die RH. zu 
werben. Glaubt. nicht, daß dies lediglich eine 
bürokratische Maßnahme des Bezirksvorstandes ist. 


Hessen-Waldeck. Die im Bezirk stattgefun- 
denen Ostersammlung zeitigte keine nennenswerten 
Erfolge. hervorgeruien durch die Lauheiten der 
Funktionäre in allen Ortsgruppen. i 

Protestresolutionen für Sacco und Vanzetti 
wurden in Mitxliederversammlungen. sowie in an- 
deren Arbeiter-Organisationen angenommen und 
weitergeleitet. In der am 26. April statigefundenen 
proletarischen Freidenker-Versammlung wurde eine 
Protestresolution für Sacco und Vanzetti von einem 
Genossen eingebracht. Der Versammilungsleiter 
Lenderoth. Mitglied des Bezirks-Vorstandes der 
SPD.. hat diese Resolution. trotz Zureden des 
Bezirksleiters Härtel, Gotha, nicht zur Verlesung 
gebracht. also, glatt unterschlagen. Vor Beginn 
der Versammlung. hatte er schon in einem Ge- 
spräch geäußert, er würde diese Resolution der 
Versammlung nicht zur Verlesung bringen, weil 
diese Angelexenheit mit dem Kulturkampf der 
Arbeiterschaft nichts zu tun habe. Also der Kampf 
gegen die Ermordung zweier aufrechter Arbeiter 
durch die besitzende Klasse In Amerika ist kelne 
kulturelle Angelegenheit, 


Württemberg. Trotz der Schwierigkeiten, die 


der Roten Hilfe in Württemberg von den Behörden 
bereitet werden. war es der Roten Hilfe möglich. 
gute Arbeit zu leisten. Am Süddeutschen Treifen 
ist die Rote Hilie in der Oeifentlichkeit zwar: nicht 
so sehr hervorgetreten, doch ihre Tätigkeit ist an 
dem finanziellen Erfolg, der bei etwas mehr An- 
strengung Sicher noch höher sein könnte. xut zu 
ermessen. Der Erfolg war mit dadurch möglich, 
daß wir das verbotene zesprochene Wort neben 
dem Bild auf der Leinwand zeigten. Eine Reihe 
Genossen. die für lange Jahre Zuchthauskleider 
tragen müssen, erschienen auf der Leinwand und 
sprachen ihre eigene Sprache, 

Die Entlassung der Genossen Link, Amann und 
Hötzel, sowie die Beurlaubungen der Gen. Bader. 


‘Sprecher und Baier waren Anlaß, eine Eempfangs- 


und Begrüßungsfeier' in Stuttgart durchzuführen. 

Für unsere Genossen in der Strafanstalt ist in 
diesem Monat übrigens eine wesentliche Erleich- 
terurg in ihrer Kerkerzeit eingetreten. Eine Zu- 
samımenlezung wurde durchgeführt. 

Eine Blamage hat sich die Stuttgarter Po- 
lizei und Staatsanwaltschaft auch durch die Ver- 
haftung des Leiters der Roten Hilfe im Bezirk 
Württemberg geholt. Der Gen. Schreiner wurde 
in Haft genommen wegen Vorbereitung zum Hoch- 
verrat, die mit der Veröffentlichung von 3 Briefen 
russischer Arbeiter und Rotarmisien an die po- 
listischen Gefangenen in Württemberg. begründet 
wurde. Der Gen. Schreiner mußte nach 6 Tagen 
auf Anordnung des Oberreichsanwaltes wieder auf 
freien Fuß gelassen werden. 

Die Verhaftung hat in Stuttgart und Württem- 
berg lebhaften. Protest hervorgerufen. In zahl- 
reichen Versammlungen wurde zu dieser Verhaf- 
tung Stellune genommen und Resolutionen an die 
zuständigen Behörden eingeschickt. 

Württemberg, (Monat März Nachtrag.) Der 
Jürgens-Prozeß war im Bezirk Anlaß, öffentliche 
Protestversammlungen zur Durchführung zu brin- 
gen, Aus der Erfahrung wußten wir, daß einer 
jeden öffentlichen Tätigkeit der Roten Hilfe im 
Bezirk die erdenklichsten Schwierigkeiten bereitet. 
jede Öffentliche Tätigkeit von der politischen Po- 
Hzei verboten wurde, 

Der Bez.-Vorstand versuchte deshalb von den 
zuständigen Behörden durch ein Schreiben In Er- 
fahrung zu bringen. ob auch für die Zukunft diese 
Art von Verboten aufrecht erhalten bjejben. 


Auf dieses Schreiben blieb die erwartete Ant- 
wort nicht aus. Alle öffentlichen Veranstaltungen 
der Roten Hilfe, die öffentliche Pronaganda der 
Roten Hilfe werden nach alten Gesetzesbestim- 
mungen aus dem Jahre 1879 auch für die jernere 
Zeit verboten. Ja noch mehr: liber den Lelter 
der Roten Hilfe im Bezirk, den Gen, Schreiner, 
ist so quasi ein Redeverhot in öffentlichen Ver- 
sammlungen, selbst auch als Diskusslonsredner, 
verhängt, Dies wird mit dem Vereinsgesetz aus 
dem Jahre 1908 begründet. Jegliches Auftreten 
als Haupt- oder Diskussionsredner ist ihm bei An- 
kündigung einer Ordnungsstrafe wegen Ungehor- 
sams und unbeschadet elner etwaigen strafrecht- 
lichen Verfolgung untersagt worden. 


Diese Verhältnisse sind im Bezirk ein wesent- 
liches Hemmnis in unserer Tätigkeit. 


Bis heute hat lediglich eine linksbürgerliche 
Organisation Protest gegen diese Polizeimaßnah- 
men erhoben. Dies dürfte auch Anlaß sein, daß 
in unseren eigenen Reihen wieder eigenes Leben 
einzieht, wofür bereits Anzeichen vorhanden sind. 

Für Max Hölz Stellung zu nehmen, war uns in 
diesem Monat auf Grund der obenzenamnten 
Schwierigkeiten nicht möglich, Vor allem leidet 
auch der Max Hölz-Markenvertrieb sehr unter 
der Resignation unter den Genossen, Ein Ge 
nosse der Gruppe Stuttgart Stöckach war in ganz 
kurzer Zeit in der Lage. 150 Marken abzusetzen. 
Auch die Gruppen Berg, Heslach. Rosenberg und 
Ostheim sind im Vertrieb der Marken als gute 
Gruppen zu nennen. . 

Die Belegschaft der Schuhfabrik Hauelsen, 
Stuttgart-Cannstatt sammelte auf Max Hölz-Listen 
den schönen Betrag von M. 160.—. 


Bei der Gruppe Stöckach ist festzustellen, daß, 
seit ein neuer, parteiloser Genosse die Leitung 
der Gruppe in der Hand hat, neues Leben in der 
Grippe eingetreten ist, Regelmäßige Versamm- 
lungen werden durchgeführt, die Mitgliederzahl 
steigt ständig. der Vertrieb des „Roten Helfer‘ ist 
vom 15, Januar auf 140 Im März gestiegen. Das- 


selbe ist bei einigen anderen Gruppen. wie in Ost- - 


heim, festzustellen. Der Vertrieb des .,‚Roten 
Helfer‘ im Bezirk ist von 1200 im Dezember auf 
1500 im März gestiegen. Eine weitere Steigerung 
dürfte sehr bald zu erwarten sein. 


Für den nächsten Monat ist im Bezirk eine 
Propagandawoche organisiert mit dem Ziel: Tede 
gerpre mindestens 10 neue Mitxlieder für die Rote 
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Hessen-Frankfurt. DaB auch gute Referenten 
nur dann für die Aeitation ausgenutzt werden 
kennen, wenn die Versammlungen gut vorbereitet 
werden, zeigte Anfang März die Versammlung in 
Frankfurt a. M.. in der Erich Mühsam vor leider 
nicht sehr gut besuchtem Saale sprach. Er be- 
handelte besonders die Klassenjustiz in Bayern, die 
ja wohl in dem schwarzen Buche von der Klassen- 
Justiz in Deutschland das schwärzeste Kapitel ist. 
Den politischen Gefangenen im Cottbus konnten 
wir eine besondere Freude machen: wir nutzten 
den Geburtstag eines politischen Gefangenen dort 
aus, um ihnen eine größere Sendung Tabak zu- 
kommen zu lassen. Das sollte man überhaunt 
tun. wenn bei den Gefangenen des eigenen Bezirks 
zerade keine Versandmöglichkeit besteht, ehe man 
aus falschem „‚Lokalpatriotismus* Gaben für poli- 
tische Gefangene zu lange liegen läßt. 

Einer der Gefangenen aus dem Haas-Prozeß 
wurde aus der Haft nach 3% Jahren entlassen. 


Genossen, /hr müßt Euch nun mal daran gewöhnen, endlich Be- 
richte über Eure Arbeit einzusenden! Die Berichterstattung. ist 
von großer Wichtigkeit. Durch Eure Berichte können wir einen 
Ueberblick über Eure Ortsgruppe gewinnen und können die Agita- 
tion und Propaganda danach einstellen. Hinzu kommt, daß wir ' 
diese Berichte in deer monatlich erscheinenden Bezirksbeilaze 1 
„Amnestie‘“ veröffentlichen, um allen. Ortsgruppen Einblick in die \ 
Arbeit der einzelnen Gruppen zu geben. — Besonders hervorzu- 

heben ist die Arbeit der Arbeiter-Schießklubs Hannoyer-Altstadt. 

| Dieser erst seit kurzer Zeit der RH. korporativ angeschlossene | 
1 Verein. arbeitet in vorbildlicher Weise. Nicht nur. daß sich die 3 1 I 
Mitglieder des Schießklubs an jeder Protestaktion beteiligen, sie “ nn. “np 
sorgen auch für die Stärkung der Finanzen. So hatte der Verein ’ VBET » 
bei seinem letzten Preisschießen, kurz vor Ostern, einen Rote rrr ıslgiels 
Hilfe-Schießstand eingerichtet. Der Erlös davon waren 38 Mark, - r 

die restlos der RH. überwiesen wurden. Am zweiten Ostertag 
veranstaltete man ein Vergnügen mit einer Verlosung zu Gunsten 
der Arbeiter-Kinderheime, Der Ueberschuß wurde ebenfalls an 
den Bezirksvorstand abgeführt. — In dieser Organisation sind Ar- 
beiter aller proletarischen Parteien vereinigt. besonders SPD.- 
Arbeiter. Diese letzteren beweisen durch ihre Arbeit für die Rote 
Hilfe, daß sie anders denken als ihre Führer, vor allem diejenigen, 
welche im Provinzial-Landtag sitzen. 


Zu -der letzten Tagung des Provinzial-Landtags waren von der 
kommunistischen Fraktion im Auftrage der RH. zwei Anträge ge- 
stellt: einer, der sich mit der Schließung des Barkenhoffs befaßte, 
ein anderer, welcher für die- RH. 30 000 Mark forderte. Trotzdem 
die SPD.-Abgeordneten einem Vertreter der RH. vorher beteuer- 
ten, daß Sie ohne weiteres für diese Anträge stimmen würd*n, 
stimmten sie in der fraglichen Sitzung dagegen: Der SPD.-Redier 
erklärte: „Die Rote Hilfe ist keine Arbeiter-Organisation‘', Die 
in der Roten Hilfe organisierten Arbeiter wissen. daß dies eine 
Yerleumdung der RH. ist und werden sich danach einstellen. 

Von dem Bezirksleiter der RH., Gen. Procop, wurde ein An- 
trag an das städtische Jugendamt und an den Magistrat der Stadt 
Hannover gestellt, in dem eine Beihilfe für das Kinderheim 
Barkenhoif gefordert wird. Das Ergebnis steht noch aus. 


Genosse Steinfarth, ‚Berlin, übergibt der Moskauer Organisation der Mopr. Im 
Namen der Berliner Organisation eine Fahne. 
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Rote- Hilfe- Propagandawagen im 
Demonstrationszug der Leipziger 
Arbeiter am 1. Mat 1927. 


Nebensiehend: 


10-Meter-Transparent der R.H. auf 
dem Heiligengeistfeld in Hamburg 
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Maidemonstrationszug Gruppe aus dem Maidemonstrationszug 
in Königsberg (Ostpreußen) der Berliner Arbeiter, Bezirk Moabit 
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